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Anfrage Nr. 138 

der Fraktion der KPD 


hetr. Vorschläge der Hohen Kommission 
vom 6. Oktober 1950. 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, umgehend zu den Vor- 
sdilägen der Hohen Kommission vom 6. Oktober 1950 dem Bundes- 
tag ihren Standpunkt zu unterbreiten. 

Zu 1. Maßnahmen zur Steigerung der Staatseinnahmen 

a) Erhöhung der Körpersehaftsteuersätze bei kleinen Gesell- 
schaften um 19 bei mittleren und großen um 18,5 ®/o 

b) Erhöhung der Einkommensteuersätze um 17 %. 

c) Erhöhung der Lohn- und Gehaltsteuersätze um 20 % 

Zu 2. Maßnahmen zur Kapitalmarkt-Verflüssigung 

a) Beschränkung der Kredite für Verbrauchsgüter und Woh- 
nungsbau sowie die Möglichkeit, die Rückzahlungsdauer 
zu verkürzen. 

b) Gesetzliche Möglichkeiten, Rohmaterial- und Warenbestände 
in Wirtschaft und Handel einzuschränken oder ganz zu 
unterbinden. 

Zu 3. Maßnahmen zur Wirtschaftsp olitik 

a) Vollmaditen für die Regierung, die Annahme von wich- 
tigen Aufträgen in der Industrie zu erzwingen und zweit- 
rangige Produktionen einzuschränken. 

b) Vollmacht, alle Rohstoffe zuzuteilen, und jede Art von 
Rohstoffen sowie Waren gegen angemessene Entsdiädigung 
zu besdilagnahmen. 

c) Vollmacht, alle Güter zu rationieren. 

d) Vollmacht, Höchstpreise und Höchstlöhne zu bestimmen, 
wobei die Löhne nicht unter den Stand der Vergleichs- 
zeit (24. Mai bis 24. Juni 1950) absinken dürfen, wenn 
freie Vereinbarungen der beiden Sozialpartner unmöglich 
sind. 
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Zu 4. Maßnahmen für die Finanzpolitik 

a) Regierungsvollmadbt für dringend notwendige Produk- 
tionssteigerungen ohne Einschränkung, Bankkredite durch 
die Notenbank zu garantieren, sowie in vordringlichen 
Fällen Direktkredite in Höhe von insgesamt fünf Prozent der 
Etatsumme des Staatshaushalts zu gewähren. 

b) Anweisung an die Privatbanken, ihrerseits Bar- und In- 
vestitionskredite in nur geringem Umfange zu bewilligen. 


Bonn, den 27. Oktober 1950 


Kohl (Stuttgart) und Fraktion 





